Deutscher Bundestag 
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Drucksache VI/2259 


Sachgebiet 621 


Vorblatt 


Änderung des Lastenausgleichsgesetzes - Saar 
(Schriftlicher Bericht des Innenausschusses) 


A. Problem 

Die Mittel für den Lastenausgleich werden im Saarland durch 
Zuschüsse aus dem Landeshaushalt und dem Bundeshaushalt 
an den Lastenausgleichsfonds aufgebracht. Der Zuschußbedarf 
ist bei Einführung dieser Sonderregelung überschätzt worden, 
so daß aus den Haushalten mehr geleistet worden ist, als durch 
den Ausgabenbedarf gerechtfertigt war. 


B, Lösung 

Für den abgelaufenen Zeitraum sollen die Überzahlungen zu- 
rückgewährt werden. Für die Zukunft sollen die Zuschüsse dem 
tatsächlichen Bedarf angepaßt werden. 


C. Alternativen 

Keine 


D. Kosten 

Für den abgelaufenen Zeitraum fließen vom Lastenausgleichs- 
fonds 90 Millionen DM an das Saarland und 2 Millionen DM an 
den Bund zurück. Für die Zukunft werden die Haushalte des 
Saarlandes und des Bundes entlastet. 
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Sdiriitiicher Bericht 

des Innenausschusses 
(4. Ausschuß) 

über den vom Bundesrat eingebrachten Entwurf eines Gesetzes 
zur Änderung des Gesetzes zur Einführung von Vorschriften 
des Lastenausgleichsrechts im Saarland 

— Drucksache VI/ 1905 — 


A. Bericht des Abgeordneten Hofmann 


I. Allgemeines 

Der Entwurf wurde vom Bundesrat mit Datum 
vom 4. Dezember 1970 beim Deutschen Bundestag 
eingebracht und von diesem in seiner 106. Sitzung 
am 10. März 1971 nach der ersten Beratung an den 
Innenausschuß (federführend), an den Finanzaus- 
schuß (mitberatend) sowie an den Haushaltsaus- 
schuß (mitberatend und nach § 96 der Geschäfts- 
ordnung) überwiesen. 

Der Innenausschuß hat den Gesetzentwurf in 
seiner Sitzung am 6. Mai 1971 abschließend beraten 
und in der Schluß abstimmung einmütig gebilligt. 
Der mitberatende Finanzausschuß und der mitbera- 
tende Haushaltsausschuß haben gegen den Gesetz- 
entwurf keine Bedenken erhoben. Der Haushalts- 
ausschuß wird seinen Bericht nach § 96 der Ge- 
schäftsordnung gesondert vorlegen. 

Ziel des Gesetzentwurfs ist, die bisherigen Über- 
zahlungen bei den jährlichen Zuschüssen aus dem 
Bundeshaushalt und dem Landeshaushalt an den 
Ausgleichsfonds zur Aufbringung der Mittel für 
Entschädigungsleistungen im Saarland zurückzuge- 
währen und die Zuschüsse künftig dem tatsächlichen 
Bedarf anzupassen. Der Ausschuß ist dem Vorschlag 
des Bundesrates gefolgt, daß der Ausgleichsfonds 
an das Saarland einmalig einen Betrag von 90 Mil- 


lionen DM und an den Bund einen Betrag von 2 Mil- 
lionen DM erstattet. Das Saarland leistet dem- 
gegenüber vom 1. Januar 1970 ab bis zum 31. De- 
zember 1979 an den Ausgleichsfonds einen jährlichen 
Zuschuß in Höhe von 25 v. H. seines Aufkommens 
an Vermögensteuer. Ferner leisten der Bund und 
das Saarland an den Ausgleichsfonds — entspre- 
chend der in § 6 Abs. 4 LAG getroffenen Grundsatz- 
regelung im Verhältnis Vs : Vs — zusammen einen 
jährlichen Zuschuß in Höhe von 50 v. H. des Jahres- 
aufwandes des Fonds für Unterhaltshilfe im Saar- 
land. Soweit der Ausschuß den Gesetzentwurf un- 
verändert übernommen hat, wird auf die Begrün- 
dung des Entwurfs — Drucksache VI/ 1905 — ver- 
wiesen. 


II. Einzelbegründung 
Zu Artikel I Nr. 1 (§3) 

Bei der Festlegung der Zahlungstermine ist ein 
schnellerer Ablauf des Gesetzgebungsverfahrens er- 
wartet worden. Nachdem abzusehen ist, daß das 
Gesetz nicht vor Ende Juli verkündet werden kann, 
ist der 25. Mai als Fälligkeitstermin nicht mehr auf- 
rechtzuerhalten. Es ist deshalb zweckmäßig, die 
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Fälligkeit der ersten Rate auf den 25. August 1971 
zu verlegen. 


Zu Artikel III 

Die redaktionelle Änderung ist notwendig, da das 
Gesetz rückwirkend in Kraft treten soll. 


Bonn, den 7. Juni 1971 


Hofmann 

Berichterstatter 


B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksache VI/1905 — in der 
sich aus der anliegenden Zusammenstellung erge- 
benden Fassung anzunehmen. 


Bonn, den 7. Juni 1971 


Der Innenausschuß 


Dr. Schäfer (Tübingen) 

Vorsitzender 


Hofmann 

Berichterstatter 
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Zusammenstellung 

des vom Bundesrat ein gebrachten Entwurfs eines Gesetzes zur 
Änderung des Gesetzes zur Einführung von Vorschriften des 
Lastenausgleichsrechts im Saarland 

■ — Drucksache VI/ 1905 — 

mit den Beschlüssen des Innenausschusses 
(4. Ausschuß) 


Entwurf 


Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Gesetzes 
zur Einführung von Vorschriften 
des Lastenausgleichsrechts im Saarland 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 


Artikel I 

Das Gesetz zur Einführung von Vorschriften des 
Lastenausgleichsrechts im Saarland vom 30. Juli 
1960 (Bundesgesetzbl. I S. 637), zuletzt geändert 
durch § 4 des Siebzehnten Gesetzes zur Änderung 
des Lastenausgleichsgesetzes vom 4. August 1964 
(Bundesgesetzbl. I S. 585), wird wie folgt geändert: 

1. § 3 erhält folgende Fassung: 

„§ 3 

Beiträge der öffentlichen Haushalte 
an den Ausgleichsfonds 

(1) Das Saarland leistet an den Ausgleichsfonds 
bis zum 31. Dezember 1979 einen jährlichen Zu- 
schuß in Höhe von 25 vom Hundert seines Auf- 
kommens an Vermögensteuer im jeweiligen 
Rechnungsjahr. 

(2) Der Bund und das Saarland leisten an den 
Ausgleichsfonds einen jährlichen Zuschuß in 
Höhe von 50 vom Hundert des Jahresaufwands 
des Ausgleichsfonds für Unterhaltshilfe im 
Saarland. Der Bund leistet ein Drittel, das Saar- 
land zwei Drittel dieses Zuschusses. 

(3) Der Ausgleichsfonds leistet einmalig 

a) an das Saarland einen Betrag von neunzig 
Millionen Deutsche Mark in drei Halbjahres- 
raten, beginnend am 25. Mai 1971, 


Beschlüsse des 4. Ausschusses 


Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Gesetzes 
zur Einführung von Vorschriften 
des Lastenausgleichsrechts im Saarland 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 


Artikel I 

Das Gesetz zur Einführung von Vorschriften des 
Lastenausgleichsrechts im Saarland vom 30. Juli 
1960 (Bundesgesetzbl. I S. 637), zuletzt geändert 
durch § 4 des Siebzehnten Gesetzes zur Änderung 
des Lastenausgleichsgesetzes vom 4. August 1964 
(Bundesgesetzbl. I S. 585), wird wie folgt geändert: 

1. § 3 erhält folgende Fassung: 

»§ 3 

Beiträge der öffentlichen Haushalte 
an den Ausgleichsfonds 

(1) unverändert 


(2) unverändert 


(3) Der Ausgleichsfonds leistet einmalig 

a) an das Saarland einen Betrag von neunzig 
Millionen Deutsche Mark in drei Raten 
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Entwurf 


b) an den Bund einen Betrag von zwei Mil- 
lionen Deutsche Mark. 

(4) Im Verhältnis zum Saarland ist § 6 des 
Lastenausgleichsgesetzes nicht anzuwenden; bei 
der Anwendung dieser Vorschrift im übrigen 
Geltungsbereich des Lastenausgleichsgesetzes 
bleiben die auf das Saarland entfallenden Ein- 
nahmen und Ausgaben des Ausgleichsfonds 
außer Ansatz." 

2. § 32 Abs. 3 wird gestrichen. 

3. In § 37 Abs. 3 werden vor den Worten „zu 
setzen" die Worte eingefügt „und von Anträgen 
auf Gewährung von Leistungen für Hausratver- 
luste nach saarländischen Rechts- oder Verwal- 
tungsvorschriften (§18 Abs. 2, § 30 Abs. 2)". 


Artikel II 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 12 Abs. 1 
und des § 13 Abs. 1 des Dritten Uberleitungsge- 
setzes vom 4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) 
auch im Land Berlin. Rechtsverordnungen, die auf 
Grund dieses Gesetzes erlassen werden, gelten 
im Land Berlin nach § 14 des Dritten Uberleitungs- 
gesetzes. 


Artikel III 

Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 1970 in Kraft. 


Beschlüsse des 4. Ausschusses 

am 25. August und 25. November 1971 sowie 
am 25. Mai 1972, 

b) unverändert 
(4) unverändert 

2. unverändert 

3. unverändert 

Artikel II 
unverändert 


Artikel III 

Dieses Gesetz tritt mit Wirkung vom 1. Januar 
1970 in Kraft. 
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